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Blockade der Koka-Initiative Boliviens durch USA, Schweden und Großbritannien 


Vorbemerkung der Fragesteller 

Die Initiative Boliviens, das traditionelle Kauen von Koka-Blättern in den 
Ländern zu erlauben, in denen es eine uralte Tradition ist, wurde aufgrund der 
fehlenden Zustimmung der USA, Großbritannien und Schweden zurück- 
gewiesen. Nach Auffassung des Ständigen Forums für indigene Angelegen- 
heiten beim Wirtschafts- und Sozialrat der UN sollten aber die betreffenden 
Abschnitte in der Drogenkonvention geändert werden, die die kulturelle und 
medizinische Bedeutung des Koka in der Andenregion und anderer indigen 
Regionen Südamerikas nicht anerkennen. Die fehlende Zustimmung hat zu 
einem Scheitern der Initiative Boliviens geführt, die betreffenden Passagen 
der UN-Drogenkonvention sind nun auch in den Ländern der Andenregion 
anzuwenden. Das betrifft neben Bolivien auch Ecuador, Peru und Nord- 
Argentinien. Der UN-Botschafter Boliviens Pablo Solon hat nun angekündigt, 
die Initiative für eine UN-Konferenz zum Thema zu ergreifen. 


Vorbemerkung der Bundesregierung 

Der von Bolivien beantragten Änderung der VN-Drogenkonvention von 1961 
widersprachen insgesamt 17 Staaten, darunter die in der Vorbemerkung ge- 
nannten, aber auch Deutschland. Aufgrund des Scheiterns der Initiative Boli- 
viens blieb der Status quo der Konvention unverändert, auch hinsichtlich der 
Anwendung in den Ländern der Andenregion. 


1. Was sind die „drogenpolitischen Erwägungen“, die den Widerspruch 
Deutschlands gegen den Antrag Boliviens zur Änderung der Drogenkon- 
vention von 1961 im Bereich des Kokakauen begründen (Antwort der 
Bundesregierung auf die Schriftliche Frage 14 auf Bundestagsdrucksache 
17/4639)? 

Die Drogenkonvention von 1961 ist eines von drei zentralen internationalen 
Übereinkommen zur Prävention und Bekämpfung des Drogenmissbrauchs. Da 
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die von Bolivien intendierte Aufhebung der in der Konvention niedergelegten 
25-jährigen Übergangsfrist zur Beilegung des Gebrauchs des Kokakauens nach 
Auffassung der Bundesregierung dazu geeignet gewesen wäre, die drogenpoli- 
tisch bindende Wirkung der in den Vereinten Nationen entwickelten Rechts- 
instrumente zu beschädigen, hat die Bundesregierung dem Antrag Boliviens 
widersprochen. 


2. Welche genauen „entwicklungs-, gesundheits- und drogenpolitischen As- 
pekte“ wurden für diesen Entschluss bei der Ressortabstimmung diskutiert 
(Antwort der Bundesregiemng auf die Schriftliche Frage 14 auf Bundes- 
tagsdrucksache 17/4639)? 

Die Bundesregierung hat in ihren Entscheidungserwägungen ihr grundsätz- 
liches Verständnis für die spezifische Interessenlage Boliviens in der Frage des 
Kokakauens deutlich gemacht. Bei der Abwägung spielten verschiedene As- 
pekte der Entwicklungs-, Gesundheits- und Drogenpolitik in Bolivien eine 
Rolle. Dies umfassen unter anderem Fragen der alternativen Entwicklung so- 
wie die spezifischen Bedingungen für Entwicklung in einem Drogenumfeld, 
der Auswirkungen des Kokakauens auf die menschliche Gesundheit, soziokul- 
turelle Zusammenhänge in Bezug auf indigene Traditionen wie auch der effek- 
tiven Bekämpfung des illegalen Flandels mit Drogen. 


3. Sind der Bundesregiemng die konkreten Gründe für die fehlende Zustim- 
mung der USA, Großbritanniens und Schwedens bekannt? 

Wenn ja, welche Gründe liegen dafür vor? 

Die jeweiligen internen Erwägungen, die zur Flaltung der genannten Länder ge- 
führt haben, sind der Bundesregierung nicht bekannt. 


4. Teilt die Bundesregiemng diese Gründe? 
Auf die Antwort zu Frage 3 wird verwiesen. 


5. Unterstützt die Bundesregiemng eine Initiative Boliviens, zu diesem 
Thema eine UN-Konferenz durchzuführen? 

Die Bundesregierung ist bereit, die mögliche Einberufung einer Staatenkonfe- 
renz zur umfassenden Diskussion des bolivianischen Anliegens wohlwollend 
zu prüfen, sofern ein entsprechender Antrag von Bolivien gestellt würde. 


6. Sind der Bundesregiemng die Gründe Spaniens für die Unterstützung der 
Initiative bekannt? 

Wenn ja, welche Gründe liegen dafür vor? 

Auf die Antwort zu Frage 3 wird verwiesen. 
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7. Teilt die Bundesregierung die Einschätzung des Ständigen Forums für in- 
digene Angelegenheiten beim Wirtschafts- und Sozialrat der UN, welche 
im letzten April die Annahme der Initiative empfohlen hat (bitte Entschei- 
dung begründen)? 

Die Bundesregierung hat durch ihren Widerspruch deutlich gemacht, dass sie 
eine Annahme des Antrags nicht befürwortet. Im Übrigen wird auf die Antwor- 
ten zu den Fragen 1 und 2 verwiesen. 


8. Welche bilateralen und multilateralen Projektkooperationen in diesem Be- 
reich existieren bisher mit Bolivien, und welche befinden sich in Planung? 

Die deutsche bilaterale staatliche Entwicklungszusammenarbeit ist in Bolivien 
nicht mit eigenständigen Vorhaben im Bereich der Drogenpolitik tätig. Im mul- 
tilateralen Bereich unterstützt das Bundesministerium für wirtschaftliche Zu- 
sammenarbeit und Entwicklung das Büro der Vereinten Nationen für Drogen- 
und Verbrechensbekämpfung (UNODC) in Bolivien bei der Durchführung des 
Regionalvorhabens „Sustainable agricultural development to reduce poverty 
through an environmentally sustainable and women empowering approach in 
Peru and Bolivia“. Das Treuhandprojekt (Laufzeit 2010 bis 2012) wird durch die 
Bundesregierung mit rund 600 000 Euro finanziell gefördert und durch Bera- 
tungsleistungen des Sektorvorhabens Entwicklungsorientierte Drogenpolitik der 
Deutschen Gesellschaft für Internationale Zusammenarbeit (GIZ) GmbH unter- 
stützt. Derzeit prüft die Bundesregierung die Förderung weiterer UNODC-Pro- 
jekte im Drogenbereich in Bolivien. 
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